
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Sevim Dağdelen, Andrej Hunko, Żaklin Nastić und der 
Fraktion DIE LINKE.

Die deutsch-kolumbianische Energiepartnerschaft und der Anstieg der 
Steinkohleimporte im Zuge der Russland-Sanktionen

Im April 2022 haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) ein 
Kohleembargo gegen Russland beschlossen, welches am 11. August 2022 in 
Kraft getreten ist (www.tagesschau.de/wirtschaft/weltwirtschaft/faq-kohleemba
rgo-russland-eu-101.html). Um die Steinkohle aus Russland zu ersetzen, die im 
Jahr 2021 rund die Hälfte der deutschen Steinkohleeinfuhren ausmachten, setz-
te sich die Bundesregierung gegenüber der Regierung Kolumbiens unter dem 
damaligen Präsidenten Iván Duque für eine Erhöhung der Steinkohleimporte 
aus Kolumbien ein, ungeachtet der Kritik an massiven Menschenrechtsverlet-
zungen und gravierender Umweltzerstörung durch den dortigen Steinkohleab-
bau (Bundestagsdrucksache 20/2056).
Im Jahr 2022 haben sich infolgedessen die deutschen Steinkohleimporte aus 
Kolumbien mit rund 5,7 Millionen Tonnen im Vergleich zum Vorjahr mit 
1,7 Millionen Tonnen mehr als verdreifacht. Der Anteil der direkt nach 
Deutschland eingeführten Kohle aus Kolumbien stieg im Jahr 2022 auf 16 Pro-
zent (www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Energie/Verwendu
ng/Tabellen/einfuhr-steinkohle-zeitreihe.html). Der exportorientierte Kohleab-
bau in Kolumbien wird von nur wenigen internationalen Konzernen kontrol-
liert. Ein Großteil der Kohle stammt aus der Mine El Cerrejón in der Provinz 
La Guajira, mit einer Fläche von 69 000 Hektar einer der weltweit größten 
Steinkohletagebaue. El Cerrejón gehört seit 2022 vollständig zum weltweit 
größten Rohstoff- und Bergbaukonzern Glencore mit Sitz in der Schweiz. Auf-
grund der hohen Rohstoffpreise hat Glencore den Umsatz im Jahr 2022 auf 
256 Mrd. Dollar erhöht und den Gewinn mehr als verdreifacht, auf 17,3 Mrd. 
Dollar (www.sueddeutsche.de/wirtschaft/energiepolitik-kohle-kolumbien-impo
rt-deutschland-1.5816368).
Die Mine El Cerrejón steht seit Jahren wegen verheerender Umweltschäden 
und massiver Menschenrechtsverletzungen in der Kritik. Die Wissenschaft-
lichen Dienste (WD) des Deutschen Bundestages haben die weitreichenden ge-
sundheitlichen Gefahren durch den Steinkohlebergbau dort für die Beschäftig-
ten und die vor Ort ansässige indigene Bevölkerung dokumentiert. Die Be-
schäftigten seien insbesondere von gesundheitlichen Auswirkungen infolge der 
hohen Luftverschmutzung durch die starke Staubentwicklung, wie Lungenpro-
bleme, Schlafstörungen, Haut- und Augenreizungen, sowie viele Arbeitsunfälle 
und belastende Arbeitszeiten betroffen. Zu den gesundheitlichen Auswirkungen 
auf die in der Nähe der Mine lebende indigene Bevölkerung zählten in erster 
Linie Unterernährung bei Kindern, mangelnde Gesundheitsversorgung, Atem-
wegserkrankungen, Erbrechen, Durchfallerkrankungen und Hautausschläge 
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(WD 9 - 3000 - 021/23). Das kolumbianische Verfassungsgericht hat in einem 
von mehreren Urteilen festgestellt, dass die Rechte der indigenen Wayuu, ins-
besondere die Rechte auf Wasser, Nahrung, Gesundheit und Bildung, systema-
tisch verletzt würden (www.corteconstitucional.gov.co/relatoria/2017/t-302-1
7.htm).
Laut Bundesregierung hat der Bergwerksbetreiber in den letzten Jahren erste 
Maßnahmen zur Wiedergutmachung und Verbesserung der örtlichen Lebens-
qualität eingeleitet (Frage 2 auf Bundestagsdrucksache 20/2056). Presseberich-
ten zufolge ist hingegen in den letzten Jahren etwa die Kindersterblichkeit auf-
grund des Wassermangels durch Kontaminierung und der Zerstörung landwirt-
schaftlicher Flächen durch die Kohleförderung rasant angestiegen (www.d
w.com/de/deutschlands-schmutzige-kohle-aus-kolumbien/a-61919748). In den 
vergangenen fünf Jahren sind mehr als 5 500 Kinder des Volkes der Wayuu, das 
rund um die Mine lebt, verhungert und verdurstet. Die Hälfte der Bevölkerung 
in der Region lebt unter der Armutsgrenze (epd vom 28. März 2023).
Der Sonderberichterstatter für Menschenrechte und Giftstoffe der Vereinten 
Nationen Marcos A. Orellana stellte fest, dass die Entscheidung der Bundes-
regierung, mehr Kohle aus Kolumbien zu beziehen, die toxischen Verschmut-
zungen des Steinkohleabbaus, der im Fall von El Cerrejón zur Verseuchung der 
indigenen Bevölkerung der Wayuu in La Guajira geführt habe, auf andere Re-
gionen verlagere (www.zeit.de/politik/ausland/2022-11/energiekrise-atomkraft-
kohle-gesundheit-klima). Esneda Saavedra Restrepo, Leiterin der Abteilung 
Menschenrechte, Rechte der Indigen und Frieden in der National Indigenous 
Organization of Colombia (ONIC) und Repräsentantin der Yukpa erklärte: 
„Deutschland profitiert von der Ausbeutung und macht sich nach wie vor zum 
Komplizen dieser Zerstörung, die unser Volk nahezu ausgelöscht hat“ (www.ze
it.de/wirtschaft/2023-06/kolumbien-steinkohle-abbau-esneda-saavedra-rest
repo).
Die neue kolumbianische Regierung unter Präsident Gustavo Petro strebt im 
Gegensatz zur Vorgängerregierung einen schnellstmöglichen Ausstieg aus der 
Förderung fossiler Energieträger an und hat entschieden, keine neuen Lizenzen 
mehr für künftige Tagebauprojekte zu erteilen. Eine Verlängerung der 2034 
endenden Lizenz der Kohlemine El Cerrejón lehnt sie ab (www.zdf.de/nachrich
ten/politik/kolumbien-steinkohle-export-deutschland-100.html). Um der huma-
nitären Krise in La Guajira zu begegnen, hat Kolumbiens Präsident Gustavo 
Petro Anfang Juli 2023 einen 30-tägigen ökonomischen, sozialen und ökologi-
schen Notstand für die Region ausgerufen (www.eltiempo.com/unidad-investig
ativa/gustavo-petro-firma-decreto-de-estado-de-emergecia-para-la-guajira-78
2798).
Präsident Gustavo Petro hat etwa bei seiner Rede vor der UN-General-
versammlung am 20. September 2022 darauf hingewiesen, dass die Staaten des 
Globalen Nordens eine ökologische Verantwortung für das Gelingen des Kli-
maschutzes und der sozial-ökologischen Transformation der Wirtschaften des 
Globalen Südens tragen (amerika21.de/dokument/260152/petro-kolumbien-un
o-rede). Kolumbiens Handelsminister Germán Umaña und Außenminister Ál-
varo Leyva haben klargestellt, auf Unterstützung und Investitionen aus 
Deutschland sowie eine Stärkung des globalen Ausbaus erneuerbarer Energien 
angewiesen zu sein, um sich aus der Abhängigkeit von Kohleexporten zu lösen 
(www.sueddeutsche.de/wirtschaft/energiepolitik-kohle-kolumbien-import-deut
schland-1.5816368).
Im Juni 2023 reiste Kolumbiens Präsident Gustavo Petro zu Gesprächen mit 
der Bundesregierung nach Deutschland mit dem Hauptziel, „ein Abkommen 
über die Produktion von grünem Wasserstoff in Kolumbien für den Export zu 
erreichen“ (amerika21.de/2023/06/264514/kolumbien-praesident-besucht-deuts
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chland). Am 16. Juni 2023 gaben die Regierungen Deutschlands und Kolumbi-
ens lediglich bekannt, eine Absichtserklärung unterzeichnet zu haben, um eine 
bilaterale Klima- und Energiepartnerschaft zwischen Deutschland und Kolum-
bien zu gründen (www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/-/2602588). Im Rah-
men einer gemeinsamen Pressekonferenz erklärte Kolumbiens Präsident
Gustavo Petro, mit Bundeskanzler Olaf Scholz ein langes Gespräch „über die 
Möglichkeiten, wie man sozusagen Umweltschutz und Schuldenerlass mitei-
nander verbinden kann“, geführt sowie einen Schuldenswap vorgeschlagen zu 
haben. Der Bundeskanzler habe angekündigt, diesen Vorschlag zu prüfen 
(www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/scholz-trifft-petro-2196512).

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Ist die Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 auf Bundestagsdrucksache 

20/2515 nach den Kenntnissen der Bundesregierung über Menschenrechts-
verstöße und Umweltverschmutzung im kolumbianischen Steinkohleab-
bau, dass aus Berichten von Nichtregierungsorganisationen und indigenen 
Einzelpersonen hervorgehe, dass sich betroffene Gemeinden im Departe-
ment La Guajira durch den Kohleabbau in ihren Menschenrechten verletzt 
sehen, dahin gehend zu verstehen, dass es sich nach Kenntnis der Bundes-
regierung bei den in Rede stehenden Menschenrechtsverletzungen ledig-
lich um eine Wahrnehmung der betroffenen Gruppen und nicht um eine 
Tatsache handelt?
Wenn ja, sind nach Auffassung der Bundesregierung die zahlreichen Stu-
dien, Presseberichte, Gutachten, etwa durch den zuständigen UN-
Sonderberichterstatter, und Gerichtsurteile des kolumbianischen Verfas-
sungsgerichts, die die Menschenrechtsverstöße und Umweltverschmut-
zung im kolumbianischen Steinkohleabbau dokumentieren, nicht zutref-
fend?
Wenn nein, wie ist die Antwort zu verstehen?

 2. Kommt es nach Kenntnis der Bundesregierung bei dem Steinkohleabbau 
in El Cerrejón zu Menschenrechtsverletzungen bei der dort ansässigen Be-
völkerung, und wenn ja, zu welchen?

 3. Trifft nach Kenntnis der Bundesregierung die Feststellung von Kolumbi-
ens Präsident Gustavo Petro zu, dass der Kohleabbau in La Guajira den 
Tod tausender Kinder infolge des Wassermangels oder der Wasserver-
schmutzung zu verantworten hat (www.semana.com/nacion/articulo/presid
ente-petro-le-echo-la-culpa-al-carbon-por-la-muerte-de-miles-de-menores-
por-sed-de-agua-en-la-guajira/202353/), wenn ja, welche Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung hieraus, und wenn nein, warum nicht?

 4. Kommt es nach Kenntnis der Bundesregierung bei dem Steinkohleabbau 
in El Cerrejón zu Umweltverschmutzungen, und wenn ja, zu welchen?

 5. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob das kolumbianische Ver-
fassungsgericht im Dezember 2019 zu dem Schluss gekommen ist, dass 
die Kohlemine El Cerrejón die Gesundheit der Anwohnerinnen und An-
wohner durch die Verschmutzung der Luft, der Vegetation und des Was-
sers sowie durch den Lärm und die Sprengungen beeinträchtigt sowie die 
Besitzer der Mine sowie die zuständigen Behörden aufgefordert hat, die 
Luftqualität zu verbessern und die schädlichen Auswirkungen der Mine 
auf die Anwohner zu reduzieren (WD 9 - 3000 - 021/23, S. 13), und wenn 
ja, welche?
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 6. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob der Steinkohleabbau in El 
Cerrejón zur Verseuchung der indigenen Bevölkerung der Wayuu in La 
Guajira geführt hat (www.zeit.de/politik/ausland/2022-11/energiekrise-ato
mkraft-kohle-gesundheit-klima), und wenn ja, welche?

 7. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob die Hälfte der Bevölke-
rung in der Gegend von El Cerrejón unter der Armutsgrenze lebt (epd vom 
28. März 2023), und wenn ja, welche?

 8. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob mehr als 5 500 Kinder 
des Volkes der Wayuu, das rund um die Mine lebt, in den vergangenen 
fünf Jahren verhungert und verdurstet sind (epd vom 28. März 2023)?
Wenn ja, welche, und worin liegen nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Ursachen hierfür?

 9. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob die Kohlegewinnung pro 
Tag etwa 30 Millionen Liter Wasser verbraucht und 40 Prozent der regio-
nalen Wasserressourcen aufgebraucht sind, was eine massive Trockenheit 
zur Folge hat (epd vom 28. März 2023), und wenn ja, welche?

10. Wird die Bundesregierung die kolumbianische Regierung dabei unterstüt-
zen, das Problem der Unterernährung in der Bergbauregion zu lösen, vor 
dem Hintergrund, dass Kolumbiens Präsident Gustavo Petro diesem The-
ma hohe Priorität einräumt und hierfür in den ersten vier Monaten seiner 
Amtszeit bereits dreimal in die Region gereist ist (www.zdf.de/nachrichte
n/politik/kolumbien-steinkohle-export-deutschland-100.html), wenn ja, 
wie, und wenn nein, warum nicht?

11. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Verhängung eines 
30-tägigen ökonomischen, sozialen und ökologischen Notstands für La
Guajira durch die Regierung Kolumbiens (www.eltiempo.com/unidad-inve
stigativa/gustavo-petro-firma-decreto-de-estado-de-emergecia-para-la-guaj
ira-782798)?

12. Welche Auswirkung hat die gesteigerte Nachfrage aus Deutschland nach 
Kenntnis der Bundesregierung auf das Ziel der kolumbianischen Regie-
rung, die Kohleförderung zu beenden (www.infobae.com/colombia/2023/0
7/01/petro-califico-de-absurda-la-expansion-de-minas-de-carbon-y-su-expl
otacion-a-cielo-abierto/)?

13. Auf welcher Grundlage kommt die Bundesregierung zu dem Ergebnis, 
dass sich der Konzern Glencore bei der Wiederherstellung von Schutzge-
bieten an geltenden Umweltschutznormen sowie im Bereich der 
Menschen- und Arbeitsrechte an Standards der Vereinten Nationen orien-
tiert, vor dem Hintergrund der zahlreichen dokumentierten Verstöße gegen 
ebenjene Normen und Rechte (WD 9 - 3000 - 021/23)?

14. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob die Arbeiterinnen und 
Arbeiter im Steinkohlebergwerk El Cerrejón in belastenden Zwölf-
Stunden-Schichten arbeiten müssen und es dort zu vielen Arbeitsunfällen 
kommt (www.deutschlandfunkkultur.de/kohle-abbau-kolumbien-cerrejon-
100.html), und wenn ja, welche?
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15. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob die Beschäftigten und in 
der Region ansässigen Menschen von den Gewinnen des Bergbauunter-
nehmens Glencore, das laut Angaben der Bundesregierung der bei weitem 
größte Arbeitgeber in der Region ist (Frage 1 auf Bundestagsdrucksache 
20/2056) ist und im vergangenen Jahr Profite in Höhe von 17,3 Mrd. Dol-
lar erwirtschaftet hat, ankommen, vor dem Hintergrund, dass La Guajira 
mit einer Armutsrate von 52 Prozent das zweitärmste Departement Kolum-
biens ist (amerika21.de/analyse/257575/steinkohle-verfinstert-leben-kolum
bien), und wenn ja, welche?

16. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob El Cerrejón nur etwa 
6 000 Arbeitsplätze bietet, was weniger als 1 Prozent aller Beschäftigten in 
La Guajira ausmacht (oxiblog.de/kohle-fuer-menschen-und-umwelt/), und 
wenn ja, welche?

17. Hat die Bundesregierung eigene Kenntnisse über die nach Aussagen des 
Unternehmens getätigten Maßnahmen zur Wiedergutmachung und Verbes-
serung der Lebensqualität der örtlichen Bevölkerung (Antwort zu Frage 1 
auf Bundestagsdrucksache 20/2515), und wenn ja, welche?

18. Inwieweit sind die nach Aussagen des Unternehmens getätigten Maßnah-
men zur Wiedergutmachung und Verbesserung der Lebensqualität der ört-
lichen Bevölkerung nach Auffassung der Bundesregierung ausreichend, 
vor dem Hintergrund der anhaltenden Berichte über Menschenrechtsverlet-
zungen und Umweltverschmutzung im Zuge des Bergbaus (WD 9 - 3000 - 
021/23)?

19. Welche Auswirkungen hat nach Kenntnis der Bundesregierung das Kohle-
embargo der EU gegenüber Russland auf die deutschen Steinkohleimporte 
aus Kolumbien?

20. Inwieweit hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Bedeutung Ko-
lumbiens als viertwichtigstes Herkunftsland für Steinkohle für die Energie-
sicherheit in Deutschland seit dem EU-Beschluss über ein Kohleembargo 
verändert?

21. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass Deutschland von Ko-
lumbien „aus Verzweiflung“ mehr Kohle kauft, wie der kolumbianische 
Präsident Gustavo Petro festgestellt hat (www.dw.com/es/discurso-magistr
al-del-presidente-de-colombia-en-berl%C3%ADn/video-65934898), wenn 
ja, warum, und wenn nein, warum nicht?

22. Haben die schweren Menschenrechtsverletzungen und die gravierende 
Umweltzerstörung im Zusammenhang mit dem Steinkohleabbau in Ko-
lumbien bei der Entscheidung der Bundesregierung, sich für eine Erhö-
hung der Steinkohleimporte aus Kolumbien einzusetzen, um die aufgrund 
der Sanktionen wegfallenden Einfuhren aus Russland zu ersetzen, eine 
Rolle gespielt (Frage 12 auf Bundestagsdrucksache 20/2056), wenn ja, 
welche, und wenn nein, warum nicht?

23. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die wirtschaftliche Ab-
hängigkeit Kolumbiens von Kohleexporten, vor dem Hintergrund der Fest-
stellung von Kolumbiens Minister für Handel, Industrie und Tourismus 
Germán Umaña, dass Kolumbien Kohle verkaufen müsse, „obwohl wir es 
nicht wollen“ (www.sueddeutsche.de/wirtschaft/energiepolitik-kohle-kolu
mbien-import-deutschland-1.5816368)?
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24. Welche Vereinbarungen enthält die Absichtserklärung, die die Bundes-
regierung und Kolumbiens Regierung zur Gründung einer bilateralen 
Klima- und Energiepartnerschaft geschlossen haben (www.bundesregierun
g.de/breg-de/suche/pressekonferenz-von-bundeskanzler-scholz-und-dem-p
raesidenten-der-republik-kolumbien-gustavo-francisco-petro-urrego-am-1
6-juni-2023-in-berlin-2197104)?

25. War der Vorschlag Kolumbiens, „eine Vereinbarung über die Produktion 
von grünem Wasserstoff in Kolumbien“ abzuschließen, Thema bei den Ge-
sprächen zwischen der Bundesregierung und der kolumbianischen Delega-
tion (amerika21.de/2023/06/264514/kolumbien-praesident-besucht-deutsc
hland), wenn ja, mit welchem Ergebnis, und wenn nein, warum nicht?

26. Inwieweit war der Vorschlag eines „Schuldenswaps“ von Kolumbiens Prä-
sident Gustavo Petro, um Umweltschutz und Schuldenerlass miteinander 
zu verbinden, Thema bei dem Gespräch mit Bundeskanzler Olaf Scholz, 
und inwieweit unterstützt die Bundesregierung diesen Vorschlag (www.bu
ndesregierung.de/breg-de/suche/pressekonferenz-von-bundeskanzler-schol
z-und-dem-praesidenten-der-republik-kolumbien-gustavo-francisco-petro-
urrego-am-16-juni-2023-in-berlin-2197104)?

27. Für welche konkreten Maßnahmen soll die von Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Svenja Schulze in Aussicht 
gestellte zusätzliche finanzielle Unterstützung von bis zu 200 Mio. Euro 
für die Umsetzung der nationalen Klimaziele Kolumbiens eingesetzt wer-
den (www.bmz.de/de/aktuelles/aktuelle-meldungen/deutschland-kolumbie
n-vereinbaren-klima-und-energiepartnerschaft-157084)?

28. Plant die Bundesregierung, Entschädigung für die durch die deutsche 
Nachfrage entstandenen Umweltschäden und Menschenrechtsverletzungen 
zu leisten, wenn ja, wie, und wenn nein, warum nicht?

29. Wie haben sich die Steinkohleimporte aus Kolumbien im Jahr 2023 ent-
wickelt (bitte in absoluten Zahlen bis zum aktuellen Stichtag nach Mona-
ten aufgeschlüsselt angeben)?

30. Wie hoch ist der Anteil der Steinkohleimporte aus Kolumbien an den ge-
samten Steinkohleimporten im Jahr 2023 (bitte bis zum aktuellen Stichtag 
angeben)?

Berlin, den 4. Juli 2023

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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